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B9-0115/2023

Entschließung des Europäischen Parlaments zu der EU-Strategie zur Förderung von 
industrieller Wettbewerbsfähigkeit, Handel und hochwertigen Arbeitsplätzen
(2023/2513(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf Artikel 173 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV),

– unter Hinweis auf Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union,

– unter Hinweis auf Artikel 207 AEUV,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 10. März 2020 mit dem Titel 
„Eine neue Industriestrategie für Europa“ (COM(2020)0102),

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Mai 2021 mit dem Titel 
„Aktualisierung der neuen Industriestrategie von 2020: einen stärkeren Binnenmarkt für 
die Erholung Europas aufbauen“ (COM(2021)0350),

– unter Hinweis auf die die Erklärungen des Rates und der Kommission vom 18. Januar 
2023 zu einer EU-Strategie zur Förderung von industrieller Wettbewerbsfähigkeit, 
Handel und hochwertigen Arbeitsplätzen,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 1. Februar 2023 mit dem Titel 
„Ein Industrieplan zum Grünen Deal für das klimaneutrale Zeitalter“ 
(COM(2023)0062),

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass die Vereinigten Staaten das am 16. August 2022 unterzeichnete 
Gesetz zur Verringerung der Inflationsrate („Inflation Reduction Act“) verabschiedet 
haben, das darauf abzielt, Investitionen in inländische Produktionskapazitäten zu 
stimulieren, die Beschaffung kritischer Güter im Inland oder von Freihandelspartnern zu 
fördern und die Erforschung und Entwicklung sowie die Vermarktung von 
Spitzentechnologien wie CO2-Abscheidung und -Speicherung und sauberem 
Wasserstoff voranzutreiben; in der Erwägung, dass dieses von der US-Regierung 
geschnürte umfangreiche Paket öffentlicher Zuschüsse die Gefahr birgt, dass 
Investitionen von Unternehmen in Europa nach Übersee umgelenkt werden;

B. in der Erwägung, dass die Kommission kürzlich einen Rechtsakt über eine 
klimaneutrale Wirtschaft vorgeschlagen hat, um mit den gestiegenen Ausgaben der 
USA für Subventionen Schritt zu halten und auf die diesbezüglich auf den 
Kapitalmärkten der EU geäußerten Bedenken zu reagieren; in der Erwägung, dass in 
dem Vorschlag Ziele für saubere Technologien für 2030 festgelegt werden; in der 
Erwägung, dass die Unternehmen ohne eine weitere Aufstockung der öffentlichen 
Mittel unter den negativen Folgen der neuen Rechtsvorschriften leiden werden;
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C. in der Erwägung, dass das Phänomen der Verlagerung der europäischen Industrie unter 
anderem durch die Überregulierung in Steuer- und Umweltangelegenheiten sowie durch 
die Annahme von Handelsabkommen angeheizt wurde, die die heimische Fertigung 
geschädigt haben und bei denen die tatsächlichen Bedürfnisse der europäischen 
Industrie nicht berücksichtigt wurden;

D. in der Erwägung, dass hohe Energiepreise für die europäische Industrie ein 
wettbewerbsfeindliches Umfeld schaffen; in der Erwägung, dass die Vorschriften über 
staatliche Beihilfen und die Wettbewerbspolitik überarbeitet werden müssen;

E. in der Erwägung, dass Reindustrialisierung und Standortverlagerung innerhalb der 
Union und der Mitgliedstaaten die Priorität für unterstützende Maßnahmen sein sollten; 
in der Erwägung, dass sich die Strategien zur Standortverlagerung auf wesentliche und 
strategische Branchen konzentrieren sollten, was zur Souveränität der Mitgliedstaaten 
beitragen sollte, insbesondere mit Blick auf geopolitische Krisen und Finanz-, Sozial-, 
Gesundheits- und Umweltkrisen;

F. in der Erwägung, dass 99 % der Unternehmen in der EU kleine und mittlere 
Unternehmen (KMU) sind, dass diese rund 50 % des Bruttoinlandsprodukts in der 
Union ausmachen und in diesen Unternehmen mehr als 100 Millionen Arbeitnehmer 
beschäftigt sind; in der Erwägung, dass Frauen und Menschen mit Behinderungen in der 
Industrie nach wie vor in allen Branchen, Berufen und auf allen Führungsebenen 
unterrepräsentiert sind;

Einige grundlegende und klare Regeln für einen technologieneutralen Ansatz

1. hebt hervor, dass die Industriepolitik, die die Europäische Union in den vergangenen 
Jahrzehnten verfolgt hat, gescheitert ist; betont, dass sich der europäische Grüne Deal, 
der ursprünglich als Paket von Umweltmaßnahmen beworben wurde, als ein 
Lehrbuchbeispiel für eine zentralisierte Industrieplanung entpuppt hat, mit dem den 
europäischen Unternehmen ein sofortiger kostenintensiver Übergang auferlegt wurde;

2. Betont, dass der Rechtsakt über eine klimaneutrale Wirtschaft nicht die angemessene 
Antwort auf die Schwierigkeiten ist, mit denen unsere Industrie aufgrund der 
Gesundheits- und geopolitischen Krisen konfrontiert ist; betont, dass die Herausgabe 
eines Leitfadens für die Industriepolitik, der ausschließlich auf die Verwirklichung der 
Netto-Null-Klimaziele bis 2050 ausgerichtet ist, nicht den Erwartungen der 
europäischen Industrie entspricht;

3. betont, dass es einer umfassenden Wiederbelebung der europäischen Industrie bedarf, 
um jegliche Diskriminierung traditioneller produktiver Sektoren und den Ausschluss 
von Industriesektoren zu verhindern, die ohne eine echte Strategie verschwinden 
könnten; beharrt darauf, dass die Kommission sich um Dynamik in diesen Branchen 
bemühen und sich nicht nur auf regulatorische Sandkästen konzentrieren sollte, um 
disruptive neue Technologien zu erproben, sondern auch Innovationen in bestehenden, 
ausgereiften und weithin verfügbaren Verfahren und Technologien ermöglichen sollte;

4. warnt davor, dass die Maßnahmen im Hinblick auf die Rohstoffversorgung weit hinter 
dem Grünen Deal und dem Paket „Fit für 55“ zurückbleiben, mit denen Technologien 
und Energiequellen auf der Grundlage nicht existierender Wertschöpfungsketten in 
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Europa gefördert werden; betont, dass eine Industriestrategie darauf abzielen muss, 
Innovationen zu beschleunigen, insbesondere in den Schlüsselbereichen Digitalisierung 
und Produktion, und Strategien umfassen muss, mit denen die Wiedergewinnung 
hochwertiger Arbeitsplätze und Produktionsmöglichkeiten gefördert wird, um die 
globale Wettbewerbsfähigkeit zu steigern und einer übermäßigen Abhängigkeit von 
ausländischen Anbietern vorzubeugen, insbesondere in strategischen Sektoren wie 
Energie, Halbleiter, Arzneimittel und Medizinprodukte, Cybersicherheit und 
Datensicherheit, Digitalisierung und Landwirtschaft;

5. betont, dass die staatlichen Stellen einen integrierten Regulierungsansatz ins Auge 
fassen und einen technologieneutralen Ansatz verfolgen sollten; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, klare und einfache regulatorische Bedingungen zu 
schaffen, um Investoren eine Orientierungshilfe zu geben und die erforderliche 
Rechtssicherheit zu schaffen, um langfristige Investitionen zu schützen;

6. hält es für wesentlich, Modelle einer rechtschaffenen Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen Akteuren in den Bereichen Forschung, Entwicklung und Vermarktung zu 
unterstützen, die von Behörden, Unternehmen, Universitäten, sehr kleinen, kleinen und 
mittleren Unternehmen, Start-up-Unternehmen, Gewerkschaften, 
Endnutzerorganisationen und allen einschlägigen Akteuren unterstützt werden, die 
zusammenarbeiten, um Innovationen zu fördern, auch in Bereichen, die noch nicht unter 
industrielle Interessen fallen;

Finanzierung der neuen Industriestrategie

7. stellt fest, dass die neuen Mittel, die zur Finanzierung der REPowerEU-Kapitel 
bereitgestellt werden, auch zur Verbesserung der Erdölinfrastrukturen und -anlagen 
bestimmt sind, die erforderlich sind, um den unmittelbaren Bedarf an 
Versorgungssicherheit eines Mitgliedstaats zu decken, der aufgrund seiner besonderen 
Abhängigkeit vom Erdöl und seiner geografischen Lage unter die vorübergehende 
Ausnahmeregelung fällt, bedauert jedoch, dass REPowerEU für die Mitgliedstaaten, die 
dies wünschen, nicht die Möglichkeit vorsieht, gemäß Artikel 194 AEUV 
Energieinfrastrukturen und -anlagen, einschließlich neuer CO2-armer Kraftwerke, zu 
erhalten, auszubauen und zu erneuern;

8. begrüßt die Bereitschaft, den Rahmen „InvestEU“ zu vereinfachen, ist jedoch der 
Ansicht, dass die strengen Umweltschutzbedingungen für den Erhalt von Finanzmitteln 
unrealistisch und für viele Branchen abschreckend sind; bedauert, dass von den 
insgesamt 21 Mrd. EUR an Bürgschaftsverträgen im Rahmen von InvestEU lediglich 
2,3 Mrd. EUR an Darlehen an KMU gehen;

Strategien für die Verlagerung von Arbeitsplätzen und handelspolitische 
Schutzinstrumente

9. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zu ergreifen, um Anreize für die 
Mitgliedstaaten zu schaffen, Produktionstätigkeiten wieder in die EU zu verlagern;

10. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich mit wirksamen 
handelspolitischen Schutzinstrumenten auszustatten und die Wirksamkeit des jüngsten 
Instruments zur Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen genau zu überwachen, 
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um ihre Fähigkeit zu verbessern, feindliche Übernahmen durch Unternehmen aus 
Drittstaaten zu verhindern, die eine Bedrohung für die Arbeitsmärkte darstellen 
könnten, und sich gleichzeitig nachdrücklich für die Handelspartner unserer Industrie 
einzusetzen;

Unterstützung von KMU und Investitionen in Kompetenzen zur Förderung hochwertiger 
Arbeitsplätze

11. hebt die Bedeutung einer nachhaltigen Strategie hervor, die nicht die globale 
Wettbewerbsfähigkeit von Industrie und KMU aufs Spiel setzt und ihre Arbeitnehmer 
nicht gefährdet. betont, dass KMU mit zu hohem Verwaltungsaufwand konfrontiert sind 
und dass der europäische Grüne Deal und das Paket „Fit für 55“ angesichts der 
derzeitigen Energiekrise insgesamt eine unverhältnismäßig hohe zusätzliche finanzielle 
Belastung darstellen;

12. betont, dass ein günstiges Umfeld für KMU geschaffen werden muss, das es ihnen 
ermöglicht, sich zu entwickeln und zu wachsen, indem beispielsweise 
Verwaltungsaufwand abgebaut, der Zugang zu Finanzmitteln erleichtert und das 
Unternehmertum gefördert wird, was für Innovation und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen von entscheidender Bedeutung ist; fordert die Mitgliedstaaten auf, den 
Austausch von Informationen und bewährten Verfahren zu fördern, um positive 
Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen und Arbeitnehmerrechte zu erzielen und 
Lohn- und Sozialdumping zu verhindern;

13. nimmt das Europäische Jahr der Kompetenzen 2023 zur Kenntnis; weist darauf hin, 
dass diese Initiative das kontinuierliche Lernen, die Beschäftigungsfähigkeit und den 
beruflichen Aufstieg fördern und eine innere Einstellung im Hinblick auf Umschulung 
und Weiterbildung fördern sollte, um so die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Unternehmen, insbesondere der KMU, zu steigern;

14. betont, dass Qualifikationslücken und Missverhältnisse zwischen Qualifikationsangebot 
und -nachfrage geschlossen werden müssen und dass die Schaffung hochwertiger 
Arbeitsplätze und Strategien zur Bindung von Arbeitskräften gefördert werden müssen, 
da dies der beste Weg ist, um qualifizierte Arbeitskräfte zu gewinnen und zu halten;

15. betont, wie wichtig es ist, lokale Strategien und lokale Kompetenzpakte durch eine enge 
Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern und öffentlichen und privaten 
Arbeitsvermittlungsstellen, einschließlich lokaler Behörden, Unternehmen, Bildungs- 
und Ausbildungseinrichtungen, zu entwickeln;

16. ist der Ansicht, dass ein besonderer Schwerpunkt darauf gelegt werden sollte, mehr 
Menschen, insbesondere diejenigen, die weder arbeiten noch eine Schule besuchen oder 
eine Ausbildung absolvieren (NEETs), für den Arbeitsmarkt zu mobilisieren.

17. betont, wie wichtig die Anerkennung von Fähigkeiten und Kompetenzen ist, 
insbesondere aus der informellen und nichtformalen Bildung, insbesondere von 
bereichsübergreifenden persönlichen Kompetenzen wie Sprachkenntnissen, 
Unternehmergeist und Medienkompetenz;

18. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Beteiligung von Frauen am digitalen 
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Unternehmertum, an der Bildung in den Bereichen Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften, Technik sowie in der Informations- und 
Kommunikationstechnologie und an der Beschäftigung zu fördern, um eine Kluft 
zwischen den Geschlechtern in der Industrie und im digitalen Bereich zu vermeiden;

19. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Inklusion von Menschen mit Behinderungen in 
Industriesektoren und am Arbeitsplatz sowie in die Gesellschaft als Ganzes anzugehen 
und zu fördern, indem Diskriminierung bekämpft, Solidarität gefördert und 
Barrierefreiheit sichergestellt wird, indem physische, digitale, bildungsbezogene und 
gesellschaftliche Hindernisse beseitigt werden und auf digitalen unterstützenden 
Technologien aufgebaut wird;

20. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission und den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


